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Schriftliche Stellungnahme des Instituts Arbeit und Wirtschaft (iaw) 
der Universität Bremen zu den Auswirkungen des gesetzlichen  
Mindestlohns sowie dessen letzten Erhöhungen, einschließlich der 
auf 12 Euro zum 1. Oktober 2022 
 
 
 
Entsprechend des Themenkatalogs zur vierten Anhörung zu den Auswirkungen des gesetz-
lichen Mindestlohns werden in der nachfolgenden Stellungnahme vor allem die Auswir-
kungen auf den angemessenen Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie auf das Tarifgeschehen fokussiert. Als zusätzlicher Aspekt wird perspektivisch die 
Erfüllung der EU-Richtlinie über angemessene Mindestlöhne erörtert. 
 
1. Begründung und Ziele 
 
Seit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in 20151 ist dieser (nominal) kontinuierlich 
gestiegen – von 8,50 Euro auf 12 Euro/Stunde ab 1. Oktober 20222. Die Erhöhung im Ok-
tober 2022 erfolgte nicht auf Vorschlag der Mindestlohnkommission, sondern entspringt 
einer Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag der Regierung und wurde einmalig – wie 
betont wird - direkt vom Arbeitsministerium initiiert.  
Als Begründung für das Mindestlohnerhöhungsgesetz wurde im Eckpunktepapier von Ar-
beits- und Finanzministerium im März 2021 auf die Etablierung eines „Living Wage“ ver-
wiesen, welcher der Erwerbsarmut entgegenwirken soll (BMAS and BMF, 2021). Diese wird 
vielfach statistisch mit 60 Prozent des mittleren Lohns definiert. Elaboriertere Konzepte 
des Living Wage legen dagegen ein Warenkorb-Prinzip zu Grunde, das sich an den effekti-
ven Lebenshaltungskosten orientiert und regional durchaus variieren kann, z.B. entlang 
unterschiedlicher Wohnkosten in einem Land (Schulten and Müller, 2019).  

                                                        
1 Siehe Tarifautonomiestärkungsgesetz vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348) 
2 Siehe Gesetz zur Erhöhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Änderungen 
im Bereich der geringfügigen Beschäftigung vom 28.Juni 2022 (BGBl. I S. 696). Dabei wurde der im 
Juni 2022 turnusgemäß anstehende Termin für eine Beschlussfassung zur Anpassung des Mindest-
lohns durch die Mindestlohnkommission ausgesetzt und auf Juni 2023 verschoben (Lesch und 
Schröder, 2022). 
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In der Begründung des Gesetzentwurfs 2022 wurde etwas abgeschwächt das Ziel eines 
„angemessenen Mindestschutzes“ bzw. der „Aspekt der gesellschaftlichen Teilhabe“ her-
vorgehoben. Desweitern wird angeführt 
 

„Im europäischen Vergleich fällt der deutsche Mindestlohn, gemessen am prozentualen Anteil des 
nationalen Medianlohns, unterdurchschnittlich gering aus. Steigende Lebenshaltungskosten, ins-
besondere auch Wohnkosten, stellen zudem die Geeignetheit des Mindestlohns in Frage, auf Basis 
einer Vollzeitbeschäftigung die Sicherung einer angemessenen Lebensgrundlage gewährleisten zu 
können. Daneben genügt eine mit dem Mindestlohn vergütete Vollzeitbeschäftigung nicht, um 
eine armutsvermeidende Altersrente zu erreichen.“(BMAS, 2022) 

 
Dabei wird die in wissenschaftlichen Evaluationen sowie politischen Stellungnahmen for-
mulierte Kritik zum deutschen Mindestlohn aufgenommen. Die Referenz auf den europäi-
schen Kontext deutet zudem eine gewisse Vorwegnahme der Umsetzung der im Dezember 
2022 verabschiedeten Richtlinie zum europäischen Mindestlohn3 hin.  
Die EU greift explizit das Konzept eines Living Wage auf (Schulten and Müller, 2019; 
Dingeldey et al., 2021). Entsprechend werden soziale Kriterien (z.B. Sicherung des Exis-
tenzminimums und der sozialen Teilhabe, Verringerung von Armut) gleichberechtigt ne-
ben ökonomische Erwägungen (Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit etc..) zur Bestim-
mung des Mindestlohns genannt. Zudem wird als Richtwert ein Mindestlohn, der höher ist 
als 60 Prozent des Brutto-Medianlohns (oder 50 Prozent des durchschnittlichen Bruttoloh-
nes), empfohlen.  
Im Jahr 2020 lag die Höhe des deutschen Mindestlohns knapp 10 Prozentpunkte unter dem 
angestrebten Wert und spiegelt im europäischen Vergleich bestenfalls einen mittleren 
Platz wider (Abb. 1). Hier war also „Anpassungsbedarf“ gegeben.  

                                                        
3 RICHTLINIE (EU) 2022/2041 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 19. 
Oktober 2022 über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union. 
Dabei werden in den der Richtlinie vorangestellten Erwägungen folgende sozialpolitisch 
begründete Vorteile hervorgehoben: Mindestlöhne, die einen „angemessenen Lebens-
standard ermöglichen und somit eine angemessene Untergrenze erreichen, können zur Ver-
ringerung der Armut auf nationaler Ebene und zur Stützung der Binnennachfrage und der 
Kaufkraft beitragen, die Arbeitsanreize stärken, Lohnungleichheiten, das geschlechtsspezi-
fische Lohngefälle und Armut trotz Erwerbstätigkeit verringern und den Einkommensrück-
gang in Zeiten eines wirtschaftlichen Abschwungs begrenzen“ (EU) 2022/2041, Abs. 8). 
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Abb. 1: Der relative Wert des Mindestlohns  
Mindestlohn in Prozent des Medianlohns in 2020  
 

 
(Lübker and Schulten, 2022) 
 

2. Wechselwirkungen zwischen Tarifpolitik und Mindestlohn sowie Eingriffstiefe der 
jüngsten Reform  

 
Bis Juli 2022 zeigt die Anpassung des Mindestlohns in Deutschland eine der Tariflohnent-
wicklung nachfolgende Entwicklung (entsprechend dem in § 9 Absatz 2 des Mindestlohn-
gesetzes genannten Ziels; siehe Abbildung 2). Dieser „Mechanismus“ der Anpassung hat 
das Verhältnis von Mindestlohn zu Tariflohn relativ stabil festgeschrieben. Aufgrund der 
niedrigen Ausgangshöhe des Mindestlohns hat dies bis 2022 nicht dazu geführt, diesen im 
Sinne eines „angemessenen Mindestschutzes“ entlang der oben diskutierten Kriterien zu 
entwickeln (siehe Abb. 1). 
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Mit der Erhöhung im Juli 2022 auf 10,45 wurde die Tariflohnerhöhung erstmals „über-
holt“ (Bach and Schröder, 2021). Aus sozialpolitischer Perspektive ist gleichwohl die nun 
erfolgte, weitere Erhöhung sehr zu begrüßen. 
Sie hat die bislang stärkste Eingriffstiefe aller Mindestlohnreformen, da laut Hochrechnun-
gen 8,3 Millionen bzw. knapp 22 Prozent aller Beschäftigten von der Erhöhung um knapp 
15 % (Bispinck, 2022) profitieren. Zum Vergleich: Bei Einführung des Mindestlohnes waren 
es lediglich knapp vier Millionen Beschäftigte (Börschlein et al., 2022).  
 
Abbildung 2: Mindestlohn und Tarifindex 
 

 
(Bach and Schröder, 2021: 937; (Lesch and Schröder, 2022) 
 
Die Verteilung von Löhnen unter 12 Euro – und entsprechend die Besserstellung von Be-
schäftigten durch die jüngste Erhöhung des Mindestlohns – fallen sehr unterschiedlich aus: 
Nach sozio-strukturellen Merkmalen zeigt sich, dass von den Männern (im Hauptjob 2019) 
lediglich 17 Prozent, von den Frauen dagegen knapp 30 Prozent weniger als 12 Euro ver-
dienten. Nach Branchen zahlten primär Gebäudereinigung, Gastronomie (mehr als 60 Pro-
zent aller Beschäftigten), Einzelhandel, Nahrungsmittelindustrie, Post- und Kurierdienste, 
Lagerei, Landverkehr, Heime (jeweils mindestens 30 Prozent aller Beschäftigten) weniger 
als 12 Euro in 20194. Von den geringfügig Beschäftigten waren es mehr als 80 Prozent 
(Pusch, 2021). Regional werden Beschäftigte in den ostdeutschen Bundesländern überpro-
portional stark von Erhöhung des Mindestlohns begünstigt (Lübker, 2021). 
Beschäftigte in Betrieben mit Tarifbindung haben deutlich seltener Löhne unter 12 Euro – 
nämlich nur 11 Prozent, gegenüber 32 Prozent der Beschäftigten in Betrieben ohne Ta-
rifbindung (Pusch, 2021). Denn: Beschäftigte in tarifgebundenen Unternehmen haben 
auch in Deutschland - vor allem am unteren Ende der Lohnskala - meist höhere Löhne als 
                                                        
4 Die entsprechenden Zahlen sich nur bedingt, wenn die Löhne bis 2021 hochgerechnet 
werden (Pusch, 2021: 17). 
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in den nicht tarifgebundenen Unternehmen (Haipeter, 2017: 6; Lübker, 2021). In der Fach-
literatur gilt daher eine hohe Tarifbindung sowohl in Deutschland wie auch im europäi-
schen Kontext als effektiver Schutz gegen Niedriglohn.  
In vielen europäischen Ländern wird die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen 
deutlich stärker genutzt als in Deutschland (Günther, 2021; Schulten, 2016). Entsprechend 
befürwortet die europäische Richtlinie über angemessene Mindestlöhne auch eine Förde-
rung der Tarifbindung von 80 Prozent in den Mitgliedsländern. 
 

„Darüber hinaus legt jeder Mitgliedstaat, in dem die tarifvertragliche Abdeckung 
unterhalb einer Schwelle von 80 % liegt, einen Rahmen fest, der die Voraussetzun-
gen für Tarifverhandlungen schafft, entweder durch Erlass eines Gesetzes nach An-
hörung der Sozialpartner oder durch eine Vereinbarung mit diesen“  
(Artikel 4, abs. 2) 

 
Für Deutschland lassen sich – in begrenztem Umfang – sowohl die Vorteile von Allgemein-
verbindlichkeitserklärungen als auch die Wechselwirkungen von Mindestlohn und Tarif-
löhnen beispielhaft an den Branchenmindestlöhnen zeigen. Letztere sind die zwischen den 
Tarifparteien verhandelten Entgelte im Rahmen von Tarifverträgen, wobei die untersten 
bzw. ausgewählte Lohngruppen allgemeinverbindlich5 für die Branche erklärt werden. Da 
primär Niedriglohnbranchen betroffen sind, ist der Abstand zum Mindestlohn vielfach 
nicht sehr hoch – aber doch gegeben. Entsprechend zeigen sich Wechselwirkungen mit der 
Setzung des gesetzlichen Mindestlohns. 
Lagen im Januar noch fünf Branchenmindestlöhne unter 12 Euro, nämlich in der Abfall-
wirtschaft (10,45), der Leiharbeit/Zeitarbeit (10,45), der Fleischwirtschaft (11,00), für Ma-
ler- und Lackierer (ungelernte Beschäftigte) (11,40) sowie in der Gebäudereinigung (Innen- 
u. Unterhaltsrein.) (11,55), hat im Januar 2023 letztlich nur die Fleischwirtschaft ihren Tarif 
nicht angepasst und wurde „überholt“. In allen anderen Branchen erfolgte eine Erhöhung 
des Tariflohns über das Mindestlohnniveau von 12 Euro hinaus. Der Abstand zwischen ak-
tuellem Mindestlohn und den 16 (jeweils untersten) Branchenmindestlöhnen variiert da-
bei insgesamt zwischen - 4,3 Prozent in der Fleischwirtschaft und 53,4 Prozent in der Wei-
terbildung (Bispinck, 2023; Bispinck, 2022). 
Durch die Erhöhung im Oktober 2022 ist sowohl eine Stauchung der Lohnstruktur – und 
ein deutlicher Rückgang der Lohnspreizung im unteren Einkommensbereich – oder aber 
die Anhebung des Tarifgitters insgesamt zu erwarten. Hier dürften unterschiedliche Bran-
cheneffekte dominieren – wie auch bei vorherigen Mindestlohnerhöhungen (Bispinck et 
al., 2020; Dingeldey, 2019). Beide Effekte lassen jedoch indirekt eine Verringerung des 

                                                        
5 Im allgemeinen durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales auf der 
Grundlage des Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Arbeitsrecht/Mindestlohn/Glossar/A/Arbeitnehmer-Entsendegesetz-AEntG.html
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Niedriglohnbereichs erwarten (siehe oben). Die Erhöhung der Tarifbindung beispielsweise 
auch in Bereichen wie Gastronomie, Einzelhandel, Lagerei, Post- und Kurierdienste etc. 
würden entsprechende Effekte verstärken.  
 
3. Erfüllung des Ziels „angemessener Mindestschutz“ 
Will man den aktuell geltenden Mindestlohn nun entlang des Kriteriums eines angemes-
senen Mindestschutzes beurteilen, sind zwar große Fortschritte zu verzeichnen, gleichwohl 
werden auch spezifische Ziele bzw. Grenzwerte weiterhin verfehlt: 
 

• In den vergangenen Jahren ist ein leichter Rückgang des Anteils der Niedriglohnbe-
schäftigung von 2018 21 Prozent auf 2022 auf 19 Prozent (um 0,5 Millionen Be-
schäftigte) zu verzeichnen (Statistisches Bundesamt, 2022). Eine drastische Sen-
kung dieses Anteils wäre zu erwarten, wenn der gesetzliche Mindestlohn über der 
Niedriglohnschwelle von 2/3 des Median-Lohnes liegen würde. Diese wird für 2022 
mit 12,50 Euro berechnet (Statistisches Bundesamt, 2022). Beschäftigte mit Min-
destlohn erhalten in Deutschland also weiterhin einen Niedriglohn. Gleichwohl ist 
die Annäherung an diese Grenze positiv zu beurteilen. 

• Die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns dürfte zudem indirekt zur Verringe-
rung der Niedriglohnbeschäftigung beitragen, indem auch die über dem Mindest-
lohn liegenden Löhne (stärker) steigen. Wenn aktuell allerdings aufgrund der ho-
hen Inflationsraten außergewöhnlich starke (nominale) Erhöhungen der (Ta-
rif-)Löhne jenseits des Mindestlohnniveaus erfolgen, dürfte diese Annäherung 
deutlich geringer ausfallen als die Werte von 2022 bzw. die bisherigen Erfahrungen 
nahelegen.  

• Mindestlohnbeschäftigte erwerben auch zukünftig mit einer lebenslangen Vollzeit-
beschäftigung keinen Rentenanspruch, der jenseits der Grundsicherung liegt. Be-
reits 2021 wäre ein Stundenlohn von 16,15 Euro nötig gewesen, um bei einer Voll-
zeittätigkeit (37,7 Stunden) in 45 Beitragsjahren die Schwelle der Grundsicherungs-
berechtigung nach SGB XII (monatlicher Nettobetrag (ohne weitere Einkünfte) in 
diesem Jahr 1.074 Euro) erreichen zu können (Steffen, 2021). D.h. dass vor allem 
langjährige Mindestlohnbeschäftigte weiterhin von Altersarmut bedroht sind.  

• Durch die jüngste Anhebung des Mindestlohns ist der Lohnabstand zum Bürger-
geld – und damit zur Grundsicherung – klar akzentuiert. Das Einkommen eines 
vollzeitbeschäftigten (38 Std/Woche) Mindestlohnempfängers liegt – laut Berech-
nungen des DGB - seit 2023 bei monatlich 1.527 Euro netto (bzw. bei 1.583 Euro 
inklusive Wohngeld). Der Anspruch auf Bürgergeld für eine alleinstehende Person 
beläuft sich trotz der 2023 erfolgten Erhöhung auf 913 Euro (inklusive Warmmiete). 
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Auch bei anderen Familien- und Erwerbsformen ergibt sich inklusive der Sozial-
transfers an Beschäftigte mit mindestens ca. 30 Stunden Erwerbsarbeit pro Woche 
immer ein deutlich höheres Einkommens als für Bürgergeldempfänger (vgl. DGB, 
2022). 

• Inwiefern die statistisch definierte Armutsschwelle (2/3 des mittleren Einkom-
mens) im Rahmen einer Vollzeitbeschäftigung mit Mindestlohn in 2023 tatsächlich 
überwunden werden kann, ist noch offen. Grundsätzlich ist die Vermeidung von 
Armut durch eine Vollzeitbeschäftigung mit Mindestlohn ohne weitere Transfer-
leistungen nur für Alleinstehende zu erwarten, für die im Jahr 2021 die Armuts-
schwelle mit 1.250 Euro pro Monat verfügbares Einkommen angegeben wurde 
(Statistisches Bundesamt, 2022a;  eig. Berechnung). Darüber hinaus hängt die Ent-
wicklung der Haushaltseinkommen einerseits von der Entwicklung der bezahlten 
Arbeitsstunden pro Beschäftigte/m ab sowie von Wechselwirkungen zwischen 
Haushalts-und Familienstrukturen und der Gestaltung der Transferleistungen (Kin-
dergeld, Wohngeld, Bürgergeld, etc..) (Bossler, 2022). Zudem ist auch die Entwick-
lung der Löhne und Einkommen insgesamt relevant, da die Armutsschwelle haus-
haltsbezogen in Relation dazu bestimmt wird.  

• Das Ziel eines Living Wage, der die tatsächlichen Lebenshaltungskosten im Sinne 
einer Teilhabe am sozio-ökonomischen und kulturellen Lebensstandard deckt, 
dürfte angesichts der steigenden Inflationsraten und Mieten vor allem in den Bal-
lungsräumen jedoch selbst für Alleinstehende nicht voll erreicht sein.  
Festzuhalten bleibt damit, dass auch nach dieser enormen Erhöhung des Mindest-
lohns, die Reproduktionskosten von Arbeitskraft im Sinne der generativen Repro-
duktion (die Bedarfe von Kindern im Haushalt; armutssichernde Rente) bei Gering-
verdienern nicht über das Markteinkommen gedeckt werden (Pimminger, 2012). 
Kosten der Mindestsicherung von Kindern wie auch der Altersversorgung von Be-
schäftigten mit Mindestlohn werden damit weiterhin in hohem Maße dem Sozial-
staat überantwortet.  

 
4. Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze und Folgen vor allem für Frauen problematisch 
 
Deskriptive Befunde der Mindestlohnkommission zeigen insgesamt für 2014-2018 keine 
oder nur geringe negative Auswirkungen des Mindestlohns auf die Beschäftigung 
(Mindestlohnkommission, 2018: 83 ff). Letztere sind zudem überwiegend im Bereich von 
Minijobs zu verorten. Zudem wurde gezeigt, dass die Arbeitszeiten zwischen den Jahren 
2014 und 2018 vor allem bei den Minijobs im Mindestlohnbereich zurückgegangen sind. 
Je nach Datenquellen variiert der Rückgang um 1,4 (VSE) und 0,6 Stunden (SOEP) (Min-
destlohnkommission, 2018: 111 u.113).  
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Um zu vermeiden, dass Beschäftigte mit regelmäßig monatlichem Einkommen von bislang 
450 Euro, ihre Arbeitszeit reduzieren müssten, um ihre Beschäftigung weiterhin in Form 
eines Minijobs ausüben zu können (BMAS, 2022), erfolgte mit der Anhebung des Mindest-
lohns auf 12 Euro gleichzeitig eine Erhöhung der Geringfügigkeitsgrenze von 450 Euro auf 
nunmehr 520 Euro monatlich. Daran angepasst wird auch der Schwellenwert für die Be-
schäftigung im Übergangsbereich (Midijob) von monatlich 1.300 auf 1.600 Euro. Zudem 
erfolgt hier eine Entlastung der Beschäftigten, indem ihre Sozialversicherungsbeiträge mit 
der Höhe des Einkommens prozentual steigen. Der Arbeitnehmerbeitrag setzt künftig bei 
null an – bisher waren es circa 10 Prozent zu Beginn des Übergangsbereichs – und steigt 
dann gleitend zur Obergrenze hin auf den regulären Arbeitnehmeranteil 6 (Die 
Bundesregierung, 2022).  
Die Anpassung des Schwellenwertes sowie die Ausweitung des Übergangs zu Midijobs mit 
reduzierten Beiträgen zur Sozialversicherung wird begründet als eine Maßnahme zur Un-
terstützung von Frauen bzw. ihrer Integration in sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung:  
 

„Geringfügige Beschäftigung wird zudem überwiegend von Frauen ausgeübt. 
Auch deshalb gilt es zugleich, Hürden abzubauen, die die Aufnahme einer sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigung erschweren, und zu verhindern, dass 
Minijobs als Ersatz für reguläre Arbeitsverhältnisse missbraucht werden. Dazu 
muss der Übergangsbereich weiterentwickelt werden.“ (BMAS, 2022) 

 
Obgleich die Verbesserung der sozialen Sicherung im Bereich der Midijobs zu begrüßen 
sind, ist diese Argumentation für die Minijobs nicht nachzuvollziehen und widerspricht 
dem Ziel eines angemessenen Mindestschutzes der Beschäftigten. Denn: In Minijobs wer-
den weiterhin (standardmäßig) keine Ansprüche auf Sozialversicherungsleistungen erwor-
ben werden. Die Ausweitung der Geringfügigkeitsgrenze dürfte daher zu einer Versteti-
gung der Inanspruchnahme dieser prekären Beschäftigungsform führen. Aufgrund der 
hohen Betroffenheit von Frauen widerspricht die Änderung dem Ziel einer Förderung der 
Gleichstellung von Frauen am Arbeitsmarkt. Zudem verfestigt sich das Risiko der Alters-
armut für diese Gruppe – wie auch für deren Partner, falls Rentenansprüche aufgrund von 
Scheidungen geteilt werden müssen. 
 
 
 

                                                        
6 Die reduzierten Beiträge der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer führen nicht zu 
geringeren Leistungen, etwa geringeren Renten. Zum 1. Januar 2023 soll die Höchstgrenze 
auf 2.000 Euro brutto steigen (Die Bundesregierung 2022). 
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5. Fortbestehender Reformbedarf 
 
Ohne die enormen Fortschritte schmälern zu wollen, welche auf dem Weg zu einem Living 
Wage durch das Mindestlohnerhöhungsgesetz 2022 erreicht wurden, bestehen weitere 
Reformbedarfe, die teilweise bereits im Eckpunktepapier von BMAS und BMF, oder aber 
von Experten benannt wurden. 
• Nicht zuletzt auch in Erfüllung der Richtlinie zum europäischen Mindestlohn, sollte 

der Schwellenwert für die Höhe des Mindestlohns von 60 Prozent des Medianlohns 
direkt im Gesetz festgehalten werden (BMAS and BMF, 2021) oder aber als Erweite-
rung des Prüfkatalogs der Mindestlohnkommission aufgenommen werden. Dies 
würde verdeutlichen, dass es der Bundesregierung um die nachhaltige Etablierung 
eines angemessenen Mindestlohnniveaus geht. Dies würde Deutschland vom bishe-
rigen Nachzügler zu einem Vorreiter für die Durchsetzung angemessener Mindest-
löhne in Europa machen (Lübker and Schulten, 2022). 

• In Anbetracht des Inflationsgeschehens stellt sich perspektivisch die Frage, inwiefern 
die Lohnfindung als verteilungspolitisches Instrument allein ausreichend ist, um eine 
angemessene Beteiligung der Beschäftigten im Niedriglohnsektor am gesellschaftli-
chen Wohlstand zu gewährleisten. Eine Obergrenze für die Verbraucherpreise be-
stimmter Güter könnte hier – wie im Fall der Strom- und Gaspreisbremse – Abhilfe 
schaffen. 

• Die über die aktuelle Ausweitung der Geringfügigkeitsgrenze aufrecht erhaltenen 
Fehlanreize für prekäre Beschäftigungsverhältnisse ließen sich dadurch abbauen, 
dass bereits nach einer Bagatellgrenze mit dem Verdienst schrittweise ansteigende 
Sozialversicherungsbeiträge eingeführt werden (Fedorets, 2021). 

• Wenn auch hier nicht ausführlich diskutiert, gilt es den Geltungsbereich sowie die 
Effektivität der Gültigkeit des Mindestlohns weiter auszubauen. Zu nennen sind hier 
die Ausweitung des gesetzlichen Geltungsbereichs auf Jugendliche ohne abgeschlos-
sene Ausbildung und Langzeitarbeitslose in den ersten sechs Monaten ihrer neuen 
Beschäftigung zu empfehlen (Bispinck, 2022). Ferner ist die Umsetzung und Kontrolle 
des Mindestlohns zu verbessern (Bosch and Hüttendorf, 2022). Dazu wäre auch eine 
Verbesserung bei der Pflicht zur (digitalen) Arbeitszeitaufzeichnung in das Gesetz zu 
integrieren (Bispinck, 2022). 

• Die Anrechnung von Zulagen und Zuschlägen auf den Mindestlohn sollten – wie im 
Eckpunktepapier (BMAS and BMF, 2021) angekündigt – grundsätzlich ausgeschlos-
sen werden. 

• Da Löhne in nicht tarifgebundenen Unternehmen nach wie vor niedriger sind als in 
Tarifgebundenen und damit auch der Niedriglohnanteil in Branchen mit geringer Ta-
rifbindung höher ist, braucht es weitere Maßnahmen zur Stärkung des Tarifsystems. 
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Es besteht daher weiterhin der Bedarf, die Erleichterung der Allgemeinverbindlicher-
klärung von Tarifverträgen zu stützen – nicht zuletzt auch um die von der EU-Richtli-
nie diesbezüglich gesetzten Ziele zur Stärkung der Tarifdeckung ebenfalls zu erfüllen 
(Müller and Schulten, 2022; Bispinck, 2022). 
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